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Vernehmlassung des SGB zur Revision
des Kartellgesetzes

Sehr geehrter Herr Bundesrat Honegger

Für die Möglichkeit, uns zur Revision des Bundesgesetzes über Kartelle

und ähnliche Organisationen zu äussern, danken wir Ihnen
bestens. Wir nehmen zu dieser Frage wie folgt Stellung:

Allgemeine Stossrichtung der Revision

Wir halten den Wettbewerb für eine grundsätzlich effiziente
Organisationsform der Wirtschaft. Allerdings kann er als solche nie ein
Ziel an sich für das wirtschaftlich-gesellschaftliche System werden,
er bleibt vielmehr stets ein Mittel unter anderen zur Erreichung von
bestimmten Zielen, die auf der ökonomischen Ebene mit dem
klassischen Zielviereck umschrieben werden können (Vollbeschäftigung,

Preisstabilität, Aussenwirtschaftsgleichgewicht, Wachstum).
Aber bereits die weiteren Ebenen, auf denen sich menschliches
Wirtschaften und Haushalten bewegt, nämlich die Ebene der Sozialverhältnisse,

der Verteilung von Einkommen und Vermögen, der
Umweltsbewahrung, mögen andere ergänzende Mittel zum Erreichen der
jeweiligen Ziele notwendig machen. Immerhin sind in den meisten
Fällen wettbewerbsneutrale Vorgehen und Massnahmen möglich.
Wir denken an die Gestaltung der Primärverteilung der Einkommen
über die Gesamtarbeitsverträge und -Verhandlungen, welche die
Wettbewerbsfreiheit der Unternehmen auf den Gütermärkten nicht
verändern, an die Sekundärverteilung der Einkommen und Vermögen

durch umverteilende Massnahmen des Staates, vor allem im
Bereich der Sozial- und Steuerpolitik, an Umweltgesetzgebungen im
weitesten Sinn, die wiederum den Wettbewerb auf den Gütermärkten
nicht unbedingt aufheben müssen (Verursacherprinzip). Innerhalb
dieser Schranken bleibt genügend Raum für eine echte
Wettbewerbsordnung zwischen den Unternehmungen auf den Güter- und
Dienstleistungsmärkten.
Wenn nun der vorliegende Entwurf den Wettbewerb im Sinne der
gemachten Ausführungen stärker zum Prinzip erhebt, als es die bisherige

Auslegung der Verfassungsbestimmungen in Art. 31o/s, Abs.
3 d, durch das geltende Kartellgesetz tat, kann das nur unsere
Zustimmung finden.
Insbesondere festzuhalten ist die Konkretisierung, dass
Wettbewerbsbehinderungen von nun an zusätzlich im Gesamtinteresse, und
nicht nur in überwiegend schutzwürdigem privatem Interesse liegen
müssen, um von der Kartellkommission gebilligt werden zu können.
Damit wird ordnungspolitisch die Idee des möglichen Wettbewerbs
hochgehalten und einer Verwässerung der Riegel besser als heute
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wundert daher, die Unterstellungsforderung gerade von Kreisen zu
hören, die die Verfassung normalerweise in äusserst restriktivem
Sinne ausg' legt wissen möchten. Die gleiche Verfassung billigt an
andern Steilen ja ausdrücklich die Gruppenorganisation und
vertragliche Regelung im Arbeitsmarkt (AUgemeinverbindlicherklärung,
Gesamtarbeitsverträge Art. 34fer). Zweitens wurde die Verschiedenheit

der Gütermärkte und des Arbeitsmarktes stets auch in der Schweiz
im Zusammenhang mit den Arbeiten am Kartellgesetz anerkannt.
Die Preisbildungskommission schrieb in ihrem Schlussbericht 1957
dazu: «Die Arbeitnehmer dagegen bieten ein wirtschaftliches Gut
besonderer Art an, nämlich ihre Arbeitskraft. Diese ist mit der Person
des Anbieters physisch, seelisch und geistig untrennbar verbunden

Da im Gegensatz zu Kapital und Boden bei der Arbeit Anbieter
und angebotenes Gut untrennbar sind, wird mit der Arbeitskraft auch
der Mensch in den Produktionsprozess eingegliedert. Dadurch
erhält das Angebot der Arbeitskraft und deren Verwendung neben
dem wirtschaftlichen einen spezifisch sozialen und humanitären
Aspekt. Die Anbieter von Arbeitskraft sind in der Regel derart zahlreich

und daher als einzelne einflusslos, dass sie sich ohne
gewerkschaftliche Betreuung sozusagen in einem Zustand der «atomisti-
schen Konkurrenz» befinden, was bei keiner andern Erwerbsgruppe
derart ausgeprägt der Fall ist. In diesem Marktzustand musste bei
einem Überangebot an Arbeitskräften das Lohnniveau unaufhaltbar
soweit absinken, bis sich das Gleichgewicht zwischen Angebot und
Nachfrage wieder einstellen würde. Die Anbieter der Arbeitskraft
verfügen im Gegensatz zu den Unternehmern über keine Sachwertsubstanz

(sachliche Produktionsmittel), von der sie bei ungenügendem
oder fehlendem Arbeitseinkommen eine gewisse Zeit zehren

könnten. Ihr Angebot ist daher von einer unausweichlichen
Dringlichkeit.»

Der Bundesrat führte in seiner Botschaft zum Kartellgesetz 1961 aus:
«Die Ausnahme (vom Kartellrecht) zugunsten der Beschränkungen
am Arbeitsmarkt ist darin begründet, dass die Arbeitnehmer zufolge
ihrer grossen Zahl ganz besonders darauf angewiesen sind, durch
Zusammenfassung ihrer Einzelangebote die Verhandlungsposition
gegenüber den Arbeitgebern zu verbessern.»
Die Koalitionsfreiheit ist ein Grundrecht, das nicht ohne verfassungsmässige

Erlaubnis durchlöchert werden darf. Dies gilt für die positive
wie negative Koalitionsfreiheit. Das heisst, dass jedermann das

Recht hat, sich in einer Gewerkschaft zu organisieren, wie auch, ihr
fernzubleiben. Das System des «closed shop» ist damit nach
schweizerischer Rechtsauffassung ausgeschlossen. Dieser negativen

Koalitionsfreiheit hat übrigens das Bundesgericht jeweilen Nachdruck

verschafft, womit allfällige Übergriffe arbeitsmarktlicher
Organisationen zulasten des Individuums durch das geltende Arbeitsrecht

und die darauf aufbauende Rechtssprechung ausreichend abge-
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wehrt werden können (Art. 356 OR und verschiedene BGE). In seiner
Abhandlung «Das Verhältnis zwischen Kartellrecht und kollektivem
Arbeitsrecht» fasst Peter Mathys 1969 die Gründe für die gesonderte
Behandlung des Arbeitsmarktes in Anlehnung an die amerikanische
Bestimmung «The labour of a human being is not a commodity or
article of commerce» (Die Arbeit eines Menschen ist kein Gut oder
Gegenstand des Güter-Handels) so zusammen:
«In dieser Feststellung kommt meines Erachtens der einzige absolut
vertretbare Grund dafür zum Ausdruck, dass arbeitsrechtliche Kollek-
tivmassnahmen grundsätzlich rechtlich nicht gleich zu behandeln
sind wie solche, die den Gütermarkt betreffen. Arbeitsmarktliche
Wettbewerbsbeschränkungen nach gleichen Gesichtspunkten
beurteilen wie gütermarktüche hiesse nichts anderes, als den Menschen
zum gewöhnlichen Objekt des Wirtschaftslebens herabwürdigen,
über das je nach den Geboten von Markt- und Wettbewerbslage
verfügt wird. Es sind, anders formuliert, humanitäre und freiheits-
bezogene Aspekte fundamentaler Art, die eine Ausklammerung der
arbeitsrechtlichen Beziehungen aus jedem nach demokratischen
Prinzipien ausgestalteten Kartell- oder Wettbewerbsgesetz
gebieterisch fordern.»
Bei sogenannt «gemischten Tatbeständen», wenn also Arbeitsmarktregelungen

zur Durchsetzung von Wettbewerbsbeschränkungen auf
dem Gütermarkt eingegangen werden (Arbeitskräfte-Sperre für
kartellfremde Firmen durch Gewerkschaften), greifen das bisherige und
das revidierte Kartellgesetz richtigerweise durch: Eine Vorkehr ist
widerrechtlich, wenn sie in einer «Sperre von Arbeitskräften»
besteht (Art. 6 des Entwurfs).
Schliesslich kommt auch die bisher neueste Beurteilung der Frage
zum Schluss:«Die Philosophie des Entwurfs geht von funktionierendem

Wettbewerb als erwünschtem (schutzwürdigem) Regeltatbestand

aus. Der Arbeitsmarkt ist nun just einer jener Bereiche, in
denen freier Wettbewerb in der Regel die erwarteten (günstigen)
Resultate nicht zeitigt. Die im Zusammenhang mit dem bilateralen
Monopol auf dem Arbeitsmarkt (das heisst der starken gegenseitigen
Stellung von Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbänden) auftretenden

Missbrauchsprobleme müssen in einer besonderen, der Natur
des Rechtsgegenstands angemessenen Arbeitsverfassung gelöst
werden.» (Schluep, op.cit.)

b) Klagerecht von Verbänden

Diese Regelung begrüssen wir, musste aber - wenn nicht im
Gesetzestext, dann zumindest in der Botschaft - insofern präzisiert werden,

dass eindeutig auch die Konsumentenorganisationen als
klageberechtigt anerkannt werden.
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c) Preisüberwachung
Die Einführung der Preisüberwachung ist an sich begrüssenswert,
doch löst sie das allgemeine Problem nicht, welches durch die bisher
ersatzlose Streichung der seinerzeitigen Notrechtsbeschlüsse aus
dem Jahre 1972 entstand. Anderseits verschärft dieses neue
Tätigkeitsgebiet die administrative Schlagseite des Sekretariats und der
Kommission und spricht für eine viel bessere institutionelle Lösung,
wie wir sie mit der Kartellbehörde, die damit eine Kartell- und
Preisüberwachungsbehörde würde, vorgängig antönten.

d) Anwendung internationaler Abkommen

Diese Beseitigung der möglichen Reibungsflächen zwischen dem
schweizerischen und dem ausländischen Kartellrecht auf Gebieten,
die durch internationale Abkommen unter schweizerischer Beteiligung

geregelt sind, istan sich klug und sehr vorsichtig. Es kommt damit

aber sehr stark auf die künftige Praxis der Anwendung des
Kartellrechts in der Schweiz und auf die Haltung der schweizerischen
Vertreter in internationalen Abmachungen an, wieweit diese Bestimmung

zur Konfliktvermeidung beiträgt.

e) Unterstellung öffentlicher Unternehmungen

SoweitöffentlicheUnternehmungen normale,nicht-hoheitliche
Funktionen auf den Güter- und Dienstleistungsmärkten ausüben,
rechtfertigt sich ihre Unterstellung unter das Kartellgesetz. Die Verstärkung

des Wettbewerbsgedankens soll auch hier gelten. Natürlich
müssen gemäss Art. 50, Abs. 2 b die von diesem Gesetz abweichenden

öffentlich-rechtlichen Vorschriften vorbehalten bleiben, soweit
sie eine staatliche Markt- oder Preisordnung begründen.

f) Abgrenzung gegenüber der Regelung des unlauteren Wettbewerbs
Die Bundesgesetzgebung über den unlauteren Wettbewerb bleibt
laut Art. 50, Abs. 2 a von der Anwendung des Kartellrechts
vorbehalten. (Lockvogelangebote, Werbe- und Ausverkaufsregelungen
fallen wohl als Hauptpunkte bei der gegenwärtigen Neuregelung des
unlauteren Wettbewerbs ins Blickfeld.) Es ist daher in diesem
Zusammenhang darauf zu achten, dass nicht etwa durch eine
übertriebene strukturkonservierende Stossrichtung der UWG-Revision
das Kartellrecht auf Grund dieses Ausnahmeartikels beeinträchtigt
wird. - Die ungefähr gleichzeitige Behandlung der beiden Komplexe
sollte eine Koordination möglich machen.
Wir verbleiben, sehr geehrter Herr Bundesrat, mit dem Ausdruck
unserer vorzüglichen Hochachtung und mit freundlichen Grüssen

Schweizerischer Gewerkschaftsbund
30. März 1979
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